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Änderungsantrag 21.01.2021 
HHA 

Fraktion DIE LINKE 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2021 (Haushaltsgesetz 2021) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses   

Drucksache 20/4214 zu Drucksache 20/3978 

         
 Inhalt des Antrags: Verhütungsmittel und Hygieneprodukte für Frauen* mit geringem Einkommen 

flächendeckend zur Verfügung stellen 
 
Einzelplan  08 Hessisches Ministerium für Soziales und Integration  
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  0806 Freiwillige Transferleistungen 
Buchungskreis: 2795 

 
Förderproduktnummer 

lt. Leistungsplan 

62 

  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und ausgleich von sozialen Benachteiligunen 

 
 

  Veränderung 
  von um auf 
Leistungsplan:    
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 130,0 +670,0  800,0 

 Produktabgeltung 130,0 +670,0  800,0 

 

Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 

Begründung des Änderungsantrags: 
Mit dem BMSFJ-Modellprojekt „biko – Beratung, Information und Kostenübernahme bei Verhütung“ wurde in sieben 

Städten über einen Zeitraum von drei Jahren (2016-2018) der Zugang zur Kostenübernahme verschreibungspflichtiger 

Verhütungsmittel für Frauen* mit geringem Einkommen ermöglicht. Die wissenschaftliche Evaluation des Modellprojekts, 

welche im September 2019 vorgestellt wurde, zeigt den hohen Bedarf an einer finanziellen Unterstützung und betont den 

Wert selbstbestimmter Verhütungsentscheidungen für den betroffenen Personenkreis.  

Für diesen Zweck bleiben auch die leicht auf 130.000 Euro erhöhten Finanzmittel vollkommen unzureichend: Für die 

sieben biko-Modellprojekte beliefen sich die einjährigen Bewilligungskosten auf insgesamt 666.166 Euro. Vor diesem 

Hintergrund bedeutet die Erhöhung der vorgesehenen Mittel einen vorsichtigen Näherungswert bezüglich einer 

tatsächlichen flächendeckenden Bereitstellung.     
 

 

Wiesbaden, 21.01.21 

 

Für die Fraktion 

DIE LINKE 

Die Fraktionsvorsitzende: 

 

 

 

 

Janine Wissler 

  

  
 

 

 

  Drucksache 20/4764 
(zu Drucksache 16/6172. Lesung      

 


